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Verlöre«
ging am Montag ein Pferdt-
trppich auf dem Wege vom
Enzhof bis Calmbach in der
neuen Straße. Der ehrliche
Finder wird gebeten, denselben
gegen Belohnung bei ArH
Harter z. Enzhof abzugeben.

Neuenbürg.

z« Mausen:
Einen neuen, tiefschwarzen

Herrenüderzieher , sowie
einen wenig getragenen Ma-
re«go Ueverzieyer.

Karl Ainkbeiner,
Wildbaderstr. 158. ^
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Durch d'.e Post
^ Orts- und Orcramis-
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Milchen Veriehr 400

^ Fällen von höherer Ge-
besteht kein Anspruch

^,x Lieferung der Zeitung
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I Kksicllungen nehmen alle
«Poststellen, in Neuenbürg
. „ tzerdem die Austräger
I jederzeit entgegen.
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SluzeigeuPeriS:
Die einsvntnge Petitzeiie vd.
deren Raum i. Bezirk 28.-
außerhalb desselben 30.-
einschließt. Jnferatcnsteuer.
Kollcktivanzeigen lOO Proz.
Zuschlag. -Offerte u. Aus«
kunsterteilung 15 Mk. Re¬

klame-Zeile 7V^
Bei größeren Aufträgen ent¬
sprechender Rabatt , der im
Falle des Mahnverkahrens
hinfällig wird, ebenso wenn
Zahlung nickst innerhalb
4 Wochen nach Rechnungs¬

datum erfolgt.

Fernsprecher Rr.
Für telekonilcke Aufträge
wird keinerlei Gewähr über-

nommcn.

288. Neuenbürg, Freitag, den8. Dezember 1922. 8V. Jahrgang.
Deutschland.

Berlin, 7. Dez. lieber den Reparationsplan der Reichs-
regierung hört man, daß eine Begrenzung der Reparations-
Verpflichtungenund eine deutsche Ausländsanleihe in Höhe von
A Milliarden Goldmark vorgeschlagen werden soll.

Berlin, 6. Dez. Die immer größer werdende Wohnungs¬
not zwingt dazu, den freiwerdenden Wohnraum in erster Linie
Mr noch den Inländern bereitzuhalten. Der Runderlaß des
preußischen Ministers des Innern vom 2i . Oktober 1921 er¬
hält eine neue, diesen Verhältnissen Rechnung tragende Fas¬
sung, wozu der Minister des Innern , dem amtlichen preußi¬
schen Pressedienst zufolge, nachstehendes bemerkt: In Zukunft
ist also die Ausweisung eines Ausländers wegen Zuwiderhan¬
delns gegen die bestehenden Wohnungsnotvorschriften auch
dann zulässig, wenn er sich nach dem 1. Januar 1923 unbefugt
in den Besitz nicht selbständiger Wohn- oder Geschäftsräume
setzt.

Berlin, 7. Dez. Der Auswärtige Ausschuß des Reichstags
«de für Samstag zu einer Sitzung einherufen.

Berlin, 6. Dez. Fm Steuerausschuß des Reichstags
machte.der Reichsfinanzminister längere Ausführungen über
die Pläne der Regierung zur Anpassung der Steuern an die
Geldentwertung, sowie zur Erreichung der beschleunigtenEin¬
zahlung der Steuern . Danach beabsichtigt der Reichsfmanz-
mimstcr, diese Fragen in einem besonderen Gesetz zu regeln,
das dem Reichsrat und Reichstag sobald als möglich zugehen
soll. Die Abänderung des Gesetzes über die Awangsanlcihc
muffe aber jetzt schon getrennt behandelt werden. Die Begren¬
zung des durch die Zwangsanleihe aufzuLringenden Betrags
sei nach der Geldentwertung der letzten Monate unmöglich ge¬
worden. Die Anpassung der Einkommensteuer solle in einem
bereits vorliegenden Gesetzentwurf geschehen, die der Vermö¬
gens- und Erbschaftssteuer einem Gesetzentwurf Vorbehalten
bleiben, der im allgemeinen die Auswirkung der Geldentwer¬
tung bei der Steuergesetzgebung berücksichtigen werde. Zur
Beschleunigung der Zahlung der Einkommensteuer soll künftig

i in einer Weise Verfahren werden, daß jeder Steuerpflichtige
gleichzeitig mit der Steuererklärung den Betrag einzuzahlen
hat, den er nach seiner eigenen Steuererklärung an Einkom¬
mensteuer schuldet, soweit er nicht durch Vorauszahlung oder
Lohnabzug gedeckt ist. Falls die Entrichtung der Steuer nicht
zum vorgeschriebenenZeitpunkt erfolgt, soll künftig für jeden
angefangenen oder vollen Monat ein Zuschlag von 10 Prozent
bezahlt werden müssen. Diese Maßnahme sei auch für die
Körperschaftssteuer, die Vermögenssteuer und die Erbschafts¬
steuer geplant.

Die WohnungsabgaLe im Finanzausschuß.
Stuttgart , 6. Dez. Im Finanzausschuß berichtete Abg.

Schees(Dem.) über den Entwurf eines Gesetzes betreffend einen
Zuschlag zur Wohnungsabgabe . Artikel 1 sieht zu dem vom
31. Dezember 1922 bis 31. März 1923 fälligen Teilbetrag der
Wohnungsabgabe einen Zuschlag von je 200 Prozent für den
Staat und die Gemeinden vor. Für die zweite Hälfte des
Rechnungsjahres1922 soll also die Wohnungsabgabe für den
Staat 18 Prozent , für die Gemeinden 7,5 Prozent betragen,
zusammen 25,5 Prozent des Schätzungswertes der Gebäude.
Tas entspricht ungefähr dem Fünffachen des Friedensnutzungs-
iverts der Gebäude. Durch diese Erhöhung erhofft man für
den Staat im Rechnungsjahr 1922 592 Millionen Mark an
Baudarlehensmitteln zu gewinnen. Ein anderer Ausweg, die
Fertigstellung der etwa 3000 angefangenen Wohnungsbauten
sicherzustellen, ist nicht vorhanden. Die 208 Millionen , die das
Reich gegen 11 Prozent Verzinsung dem Staate Württemberg
noch weiter geben will, reichen nirgends hin . — Nach eingehen¬
der Aussprache wurde gegen die Stimmen der Bürgerpartei
ein Antrag Scheef-Möhler -Pflüger angenommen, der dem
Gesetzentwurf zustimmt und die Regierung ersucht, die bereits
bewilligten Baudarlehen um denjenigen Betrag zu erhöhen, der
aus der Erhöhung der Wohnungsabgabe herauskommt, und der
der Annahme eines Darlehens vom Reich zustimmt. Außerdem
wird das Finanzministerium ersucht, die aus der Erhöhung der
Wohnungsabgabe sich ergebenden Mittel sofort flüssig zu ma¬
chen und der Verwendung als Baudarlehen zuzuführen.

Urteilsbegründungim Attentatsprozetz Scheidemann.
Leipzig, 6. Dez. In der Urteilsbegründung wird ausge-

snhrt, daß die-Angeklagten schon vor geraumer Zeit den Ent¬
schluß gefaßt hatten, Scheidemann zu beseitigen und ihn für
seine frühere politische Tätigkeit zu bestrafen, also aus Rache,
nicht um ihn an der ferneren Ausübung seiner politischen Tä¬
tigkeit zu verhindern. Dieser wohlüberlegte feste Entschluß,
an einer gemeinsam von ihnen zu begehenden Tat teilzuneh-
nien, in deren „Ruhm " sie sich dann teilen sollten, ist darauf
auch zur Ausführung gebracht worden, allerdings nicht mit

erstrebten Erfolg , weil durch einen Zufall das verderbliche
Ergebnis der Tat verhindert worden ist. Völlig gleichgültig ist
Es, ob der eine oder andere der Angeklagten vor der Tat viel¬
leicht vorübergehend wankelmütig geworden ist; denn es ist
durch die Verhandlung klargestellt worden, daß die beiden An¬
geklagten an dem Tage, an dem sie den Anschlag verübten,
durchaus entschlossen waren, ihn auszufiihren . Die Auffassung
der Verteidigung, daß bei Hnstert Ueberlegung ausgeschlossen

fei, da er von Oelschläger, der zuerst für die Ausführung des
Attentats bestimmt war, erst durch den Zuruf : „Da, geh hin,
mach Du 's !" aufgefordert wurde, in Aktion zu treten, ist nicht
zutreffend. Denn die Beweisaufnahme hat ergehen, daß Hu-
stert schon mehrere Tage vorher in die gleiche Lage versetzt wor¬
den war, indem ihm die ausführende Rolle zufallen sollte. Auch
bei Oelschläger kann nicht angenommen werden, daß er gegen
die Ausführung war, .weil er sie selbst nicht übernahm. Be¬
züglich des Strafmaßes ist zu berücksichtigen, daß bei den Ange¬
klagten keine Spur von Einsicht zu beobachten gewesen ist. Ob
die Angeklagten von einer dritten Person angestiftet worden
sind, kann dahingestellt bleiben. Es kann aber nicht verkannt
werden, daß höchstwahrscheinlich auch Einflüsse von außen Vor¬
lagen. Es gibt Fälle, bei denen eine Straftat nicht ehrlos zu
sein braucht, wenn dabei politische Ziele verfolgt werden. Aber
wer aus dem Hinterhalt einen friedlich gesinnten Bürger über¬
fällt, wer — mag er selbst von politischen Motiven geleitet
sein — sich die Befugnis und das Recht anmaßt , einen Men¬
schen, zumal in Gegenwart seiner Tochter und seines Enkelkin¬
des, zu töten, der handelt unter allen Umständen ehrlos und
ist deshalb auch der bürgerlichen Ehrenrechte verlustig.

Der Verkehr mit landwirtschaftlichen Grundstücken.
Der Reichsausfchuß der Deutschen Landwirtschaft hat sich

mit dem Gesetzentwurf über die Aeuderung der Verordnung
über die Regelung des Verkehrs mit landwirtschaftlichenGrund¬
stücken beschäftigt, der am 15. Dezember in einem Ausschuß
des Reichswirtschaftsrates zur Beratung steht. In erster Linie
wurde gutachtliche Mitwirkung der landwirtschaftlichen Be-
rufsvertretnngen gefordert. Während man sich im allgemeinen
eine Besserung des augenblicklichen Zustandes durch den Ent¬
wurf verspricht, redet man einer Befristung des Gesetzes auf
etwa 6 Jahre das Wort und wünscht unter Milderung der
vorgesehenen Strafbestimmungen und Fristen die Länder er¬
mächtigt zu sehen, die Größen-Grenzen beliebig herabzusetzen.
Für den Grundstücksverkehrbei Zwangsversteigerungen wird
eine Freilassung von der Verordnung befürwortet.

Deutscher Reichstag.
Berlin, 6. Dez. Die gestern im Reichstag eingebrachte In¬

terpellation der Sozialdemokraten zur Ernährungslage wird,
wie ein Regierungsvertreter zu Beginn der heutigen Sitzung
kundgab, voraussichtlich Anfang nächster Woche beantwortet
werden. Die Sozialdemokratie drängt offenbar daraus, sich vor
ihren Wählermassen in der dankbaren Rolle der Oppositions¬
partei zu zeigen. Nur erscheint es recht wohlfeil, die Regie¬
rung Enno, die erst 14 Tage im Sattel sitzt, verantwortlich zu
machen für Zustände, die jedermann unerträglich findet, die zu
bessern und zu beseitigen indessen die Sozialdemokraten ja reich¬
lich Gelegenheit hatten, als sie noch selbst der Regierung ange¬
hörten. Im weiteren Verlauf der Sitzung , die nur zwei
Stunden dauerte, teilte Reichsarbeitsminister Dr . Brauns mit,
daß eine Novelle zum Versorguugsgesetzan ' den Reichstag un¬
terwegs sei. Die gesetzgeberischen Maßnahmen , durch die die
bisher bestehenden Bestimmungen über die Beschäftigung
Schwerbeschädigterden jetzigen Verhältnissen entsprechend um¬
gestellt worden sind, wurden den: sozialpolitischen Ausschuß zur
Ueberprüfung zugewiesen. Man erfuhr bei dieser Gelegenheit,
die erschreckende Tatsache, daß in Deutschland 35 000 Schwer¬
beschädigte leben, von denen 9000 dauernd arbeitsunfähig sind.
Die zweite Lesung des siebten Nachtrags zum Reichshaushalts¬
plan wurde beim Etat des Reichswehrministeriums fortgesetzt,
doch förderte die kurze Diskussion nichts Wesentliches zutage.

11V,3 Milliarden neues Papiergeld in einer Woche.
Nach dem Ausweis lder Reichsbank vom 30. November stieg

die gesamte Kapitalanlage in der letzten Woche des November
um 160,6 auf 971 Milliarden Mark, die bankmäßige Deckung
allein wuchs um 117,7 auf 919,2 Milliarden Mark. An der
Anlagevermehrrmg waren die Wechselbestände mit 38,2, die
diskontierten Reichsschatzanweisungen mit 79,5 und die Lom¬
bardforderungen mit 42,9 Milliarden Mark beteiligt. Der an
die Bank zum Ultimo herangetretenc Neubedars an Banknoten
hat 110,3 Milliarden Mark erreicht; der Banknotenumlans
schwoll damit ans 754,1 Milliarden Mark an . Der November-
Ultimobedarf hat also wieder neue Höchstziffern ergeben.

Umlage- und Brotpreis.
Berlin, 6. Dez. In Durchführung der Entschließung des

Reichstags, bei der Erhöhung der Abgabepreise der Reichsge¬
treidestelle bekannt zu machen, welcher Anteil an dem neuen
Brotpreis aus die deutsche Landwirtschaft entfällt , wird be¬
kanntgegeben: 1. Für die Zeit ab 30. Oktober wurde der Ver¬
kaufspreis der Reichsgetreidestelleauf 30 000 Mark für die
Tonne Roggen erhöht. Der Inlandspreis für die Tonne Rog¬
gen für Las erste Ablieferungsdrittel beträgt 28 300 Mark, wozu
als Anteil des im besetzten Gebiet und dem besetzt gewesenen
Teile Oberschlesiens und in Ostpreußen gezahlten Zuschlags
von 1200 Mark pro Tonne der Betrag von 120 Mark hinzuzn-
rcchnen ist. Die Landwirtschaft erhält also für das erste Lie¬
ferungsdrittel für die Tonne Roggen durchschnittlich 28 420
Mark . Ter Umlagepreis für die Tonne Roggen beträgt also
94,75 Prozent des Umlagepreises der Reichsgetreidestelle. Nach
der Erhöhung vom 30. Oktober ergab sich ein Preis von durch¬
schnittlich etiva 90 Mark für ein 1900-Gramm -Brot . Der

Anteil des Umlagepreises für Roggen am Brotpreis beträgt
unter Zugrundelegung der Backausbeute von 135 Kilogramm
auf 100 Kilogramm Mehl 52,30 Prozent des Brotpreises.
Das ist einige Prozent niedriger als vor dem Kriege, wo aus
den Preis für Getreide 57 Prozent des Brotpreises entfielen.
2. Für die Zeit ab 4. Dezember wurde der Verkaufspreis der
Reichsgetreidestelle auf 90 000 Mark für die Tonne Roggen er¬
höht. Der Umlagepreis für das dritte Ablieferungssechstel ist
noch nicht festgestellt. Will man jedoch den Umlagepreis für
das erste Ablieferungsdrittel , also 28 420 Mark pro Tonne
Roggen dem genannten Verkaufspreis gegenüberstellen, so er¬
gibt sich. Laß der Umlagepreis für die erste ALlieserungsstaffel
rund 31,60 Prozent des Verkaufspreises beträgt.

Die Besprechungen der Lirnderpräsidenten.
Berlin, 7. Dez. Die vorgestrige Besprechung mit den prä¬

sidierenden Regierungs -Mitgliedern der deutschen Länder
wurde gestern vormittag beim Reichskanzler fortgesetzt. Einen
breiten Raum nahm in der Aussprache die Ernährungsfrage
ein, wobei die Entwicklung der Ernährung in diesem und die
Vorsorge für das nächste Erntejahr eingehend erörtert wurden
Insbesondere wurde die Möglichkeit einer Steigerung der land¬
wirtschaftlichen Produktion beraten. Die Erörterung einschlä¬
giger technischer Einzelfragen wurde am Nachmittag im Reichs¬
ernährungsministerium unter dem Vorsitz des Reichsministers
Dr . Luther fortgesetzt, der für die nächsten Tage eine weitere
Besprechung mit den Ernährungsmimstern der Länder vorge¬
sehen hat . In außenpolitischer Hinsicht bestand volles Ein¬
verständnis darüber, daß die Note an die Reparationskommis¬
sion vom 13. November die Grundlage für die zu befolgende
Politik bilden soll und daß seitens der Reichsregierung nichts
unterlassen werden dürfe, um bei der Durchführung der in der
Note aufgestellten Grundsätze zu einem positiven Ergebnis zu
gelangen. In der Frage des Rheinlands und der besetzten Ge¬
biete stimmten die Vertreter der Länder einmütig den Erklärun¬
gen zu, die der Reichskanzler am 25. November und 3. De¬
zember abgegeben hat . Der Reichskanzler stellte Len einheit¬
lichen Willen sämtlicher Vertreter der Länder fest, in gemein¬
samer Arbeit an der Besserung der äußeren und inneren Lage
mitzuwirken und auch bei austauchenden Schwierigkeiten stets
das Wohl des Ganzen zu berücksichtigen. Weitere Besprechun¬
gen werden folgen. In der Zwischenzeit wird enge Fühlung
mit den Ländern und ihren Vertretern im Reichsrat genom¬
men werden.

Ausland.
Franz. Schulpropaganda im Rheinland.

Im französischen Etat für 1923 ist unter den Kosten der
Rheinlandbesatznng ein Posten ausgeworfen zur Gründung
französischerSchulen im Rheinland , die sich zunächst mit der
Verbreitung der französischen Sprache befassen sollen. In den
Schulen werden auch Vorlesungen über französische Literatur
für Erwachsene eingerichtet.

Tschechische Schokoladezigarren in deutschen Hundertmark¬
scheinen!

Die deutsche Zeitung „Bohemia " schreibt: „Eine Ge¬
schmacklosigkeit schlimmster Sorte leistet sich ein Prager Ge¬
schäft, -das Schokoladezigarren in echte Hundertmarkscheine ge¬
wickelt, verkauft. Auf Reichsdeutsche, die die Stadt besuchen
oder im Lande leben, müssen derartige widerwärtige Geschäfts¬
manieren äußerst verletzend wirken. Gerade in Lew Tschecho-
slovakei hätte man alle Ursache, sich von Späßen , die an die
Entwertung der Mark erinnern , fernzuhalten ; denn es ist in
der ganzen Welt bekannt und wird überall dort, wo Deutsche
wohnen, noch sehr lange unvergessen bleiben, welche maßgebende
Rolle die Tschechoslovakei bei der schmählichen Verschacherung
Oberschlesiens an Polen gespielt hat und wie gerade -durch die¬
sen politischen Gewaltakt die Mark in ihren Grundfesten er¬
schüttert wurde. Der Dank der Polen an die Tschechen ist kei¬
neswegs so hinreißend, daß man Ursache hätte , auch noch mit
Schokoladezigarren allerhand Reminiszenzen wachzurufen, ganz
abgesehen von dem -demoralisierenden Moment , das in einer
hämisch wegwerfenden Behandlung von Bank- oder Staats¬
noten, die trotz ihres geringen Wertes heute von Millionen
gequälter Menschen nur durch sehr harte Arbeit verdient wer¬
den können, gelegen ist."

Clemenceaus Besuch bei Haröing.
Paris , 6. Dez. Havas berichtet aus Washington über den

Empfang Clemenceaus beim Präsidenten Harding . Der Prä¬
sident habe sich eine Aeußerung über den Besuch Clemenceaus
Vorbehalten und nur erklärt, daß dieser ein Höflichkeitsbesuch
gewesen sei, in dessen Verlauf keinerlei Staatsangelegenheiten
ernstlich zur Sprache gekommen seien und er keines der schwie¬
rigen Probleme, mit denen Frankreich zu tun habe, in Er¬
wägung gezogen habe. Clemcnceau selbst habe den Pressever¬
tretern gleichlautendeErklärungen abgegeben und hinzugefügt,
es seien keinerlei Vorschläge über die allgenreine Lage in Eu¬
ropa und zu der Haltung Amerikas gemacht worden. Er habe
dem Präsidenten erklärt, er sei gekommen, um den Versuch zu
machen, eine Aenderung der öffentlichen Meinung in Amerika
hcrbeizuführen, ohne daß er jedoch etwas für Frankreich ver¬
lange. Er habe seine Ueberzeugung zum Ausdruck gebracht,



daß er im Namen aller europäischenLänder spreche, wenn er
fordere, daß Amerika das Werk zu Ende führe, das es begonnen
habe, ein Werk, das heute keine finanziellen Opfer mehr von
ihm verlange. Deutschland habe bis jetzt erst zwei Milliarden
bezahlt, was unzulänglich sei und den finanziellen Ruin
Frankreichs zur Folge habe. Die Amerikaner hätten Soldaten
am Rhein stehen. Würden sie sie zurückziehen, so ermutigten
sie Deutschland. Die Amerikaner hätten auch Staatsmänner in
Lausanne. Clemenceaus Reden seien also nicht so unvernünf¬
tig, da ja schon Amerikaner in Europa seien.

Die Wahrheit über die „Lufitania ".
Die „Neuyork World " veröffentlicht ein amtliches Doku¬

ment voni 4. Juni 1915 über die Torpedierung der „Lusitania".
Dieses Dokument hatte Wilson als Grundlage für seine Kriegs¬
erklärung benutzt. Es besagt, daß in der Ladung -des Schiffes
4200 Kisten Gewehrmunition des Kalibers 303 enthalten wa¬
ren und 1250 Kisten Schrapnells , diese allerdings ungeladen.
Die „Lusitania " hat also hiermit zugestandenermaßen Kriegs¬
material befördert. Sie stand damit zweifellos im praktischen
Kriegsdienst. Alle weiteren Folgerungen ergeben sich daraus
von selbst.

Aus Stadt , Bezirk und Umgebung.
Neuenbürg, 8. Dez. Die Weihnachtsfeier des

Fußball - Vereins  findet , wie aus dem Inseratenteil
ersichtlich, morgen Samstag im „Bären " statt. Musikalische
und theatralische Aufführungen sowie eine Gabenverlosung
werden angenehme Abwechselung bringen, so daß den Be¬
suchern ein genußreicher Abend in Aussicht steht. Auch an
dieser Stelle sei die Bitte um freundliche Zuwendung von Ga¬
ben für den Gabentempel ausgesprochen. Solche nehmen dank¬
barst entgegen Vorstand Fritz Röck und Kassier Mappus.

Neuenbürg, 5. Dez. (Kein strenger Winter .) Wie die Bo¬
denseefischer berichten, laichen jetzt erst die Forellen, was sonst
bei bevorstehendemstrengen Winter viel früher geschieht. Die¬
ser ausfallend späte Zeitpunkt dürfte zu dem Schluß berechtigen,
daß uns kein besonders strenger Winter Levorsteht.

Neuenbürg, 7. Dez. (Weihnachtspaketverkehr.) Zu dem
bevorstehenden Weihnachtsfest dürfte der Paketverkehr wieder
eine erhebliche Zunahme erfahren . Es ist daher angebracht,
darauf hinzuweisen, daß für die schnelle Abwickelung des Ver¬
kehrs und gute Beförderung der Pakete die Befolgung der
Versendungsbedingungen seitens der Auflieferer erforderlich
ist. Die Pakete müssen in gut verpacktem und gut verschlosse¬
nem Zustande ausgeliefert werden, auf der Außenseite die deut¬
liche Adresse sowohl des Empfängers als auch des Absenders
tragen und außerdem innen mit einem Duplikat der Aufschrift
versehen sein. Die Kennzeichnung der Pakete ohne Inhalt ist
ebenfalls erforderlich.

Württemberg.
Stuttgart , 7. Dez. (Verschmelzung von Vereinsbank und

Württ . Bankanstalt .) In der außerordentlichen Generalver¬
sammlung der Württ . Bankanstalt , in der über 40 000 Stim¬
men vertreten waren, wurde gegen 16 Stimmen der Ver¬
schmelzungsvertrag mit der Württ . Vereinsbank in Stuttgart,
wonach das Vermögen der Württ . Bankanstalt als Ganzes ohne
Liquidation auf die Vereinsbank gegen Gewährung von 32.
Millionen Mark Aktien der Württ . Vereinsbank mit Gewinn¬
berechtigung vom 1. Januar 1922 ab übertragen wird, ge¬
nehmigt.

Stuttgart , 7. Dez. (Störung im Zugsverkehr.) Don¬
nerstag früh gegen 6 Uhr blieb eine von Stuttgart nach Cann¬
statt fahrende Leerlokomotive vor -dem Bahnhof Cannstatt lie¬
gen. Ihre Beseitigung war, da zunächst die gebrochenenTeile
abmontiert werden mußten, erst nach 1^ Stunden möglich.
Während dieser Zeit war nur ein Gleis zwischen Stuttgart
und Cannstatt befahrbar , wodurch empfindliche Störungen im
Laufe der Züge des Berufsverkehrs eintraten . Untersuchung
ist eingeleitet.

Fridingen OA. Tuttlingen , 7. Dez. (Tödlicher Unfall .)
Der 24jährige Kipper Fritz von Buchheim brachte den Kopf
zwischen einen Rollwagen und den Mast der Drahtseilbahn,
so daß er stark gequetscht wurde. Im Bezirkskrankenhaus, wo¬
hin er verbracht wurde, starb der Verletzte, ohne das Bewußt¬
sein wieder erlangt zu haben.

Bolheim, 7. Dez. (Im Dienste der Nächstenliebe.) Die
Arbeiter der Firma Zöppritz opferten einen Stundenlohn für
die Hilfsbedürftigen hier . Das Ergebnis waren 32 600 Mark,
die von der Firma auf 40 000 Mark erhöht wurden, so daß 25
Personen 1000—2500 Mark erhielten.

Baden
Durlach, 6. Dez. Wie bekannt, hat die Gemeindewahl die

bisherige linke Mehrheit gebrochen und eine große Mehrheit der
Bürgerlichen gebracht. Im Stadtrat haben künftighin die
bürgerlichen Parteien Freie Bürgerliche Vereinigung, Freie
Bürgervereinigung , Deutsche Demokratische, Partei und Zen¬
trum 9 Sitze, die Bereinigte SozialdemokratischePartei 6 und
die Kommunistische Partei 1 Sitz. Die anberaumte Stadtrats¬
wahl braucht nicht Hurchgeführt werden, weil sich sämtliche Par¬
teien auf eine Wahlvorschlagsliste geeinigt haben.

Villingen, 7. Dez. Bei der Verpachtung der Jagd der
Gemeinden Villingen und Unterkirnach wurde ein Preis von
2 Millionen Mark gegenüber bisher 3500 Mark erzielt. Päch¬
ter ist wieder Dr . Oskar Schmidt-Zürich.

Vom Schwarzwild , 7. Dez. Nach einer Woche unbeständi¬
gen Wetters , das die Frostgrenze im Schwarzwald bis auf
200—1000 Meter Meereshöhe hinaufgeschobcn hatte, ist in
der Nacht zum Mittwoch im gesamten Schwarzwald bei rasch
fallendem Barometer der Wechsel zu neuen Schneefällen ein¬
getreten. Der Neuschnee setzte am Mittwoch m'orgen stark ein
und hielt am Mittwoch abend noch unvermindert an . Er hat
bis auf 700 Meter herunter auch in den Wäldern das schöne
Winterbild wieder geschaffen, die Tannen stehen im schönsten
Schmuck schneeiger Weiße.Die Temperaturen sind leicht zurück¬
gehend, die Frostgrenze liegt bei 600—700 Meter je nach der
Lage.

Konstanz, 7. Dez. Gesalzene Strafen verhängte die
Strafkammer gegen eine Anzahl Holzschmuggler. Wegen un¬
erlaubter Holzausfuhr wurden verurteilt : Holzhändler Franz
Sernatinger -Ludwigshafen zu 4 Monaten Gefängnis und
250 000 Mark Geldstrafe, Schiffsmeister Karl Sulger -Unter-
uhldingen zu 3 Monaten Gefängnis und 200 000 Mark Geld¬
strafe, Schisfsmeister Heinrich Sulger -Unteruhldingen zu 2

Monaten Gefängnis und 200 000 Mark Geldstrafe, Holzhänd¬
ler Herrn. Sernatinger -Ludwigshafen zu 40 000 Mk. Geldstrafe,
Holzhändler Karl Sernatinger -Ludwigshafen zu 50 000 Mark
Geldstrafe, SägewerkbesitzerLeopold Kees wegen Beihilfe zu
10 000 Mark Geldstrafe und zwei Schiffsknechte ebenfalls we¬
gen Beihilfe zu je 20 000 Mark Geldstrafe, endlich der Beamte
der Außenhandelsstelle für Rohholz in Berlin , Eisner , wegen
Bestechung zu 20 000 Mark Geldstrafe. Bei der Zumessung
des Strafmaßes für die Genannten ging das Gericht teilweise
über die Strafanträge des Staatsanwalts hinaus . Der Ver¬
handlung lag die im Oftober v. Js . erfolgte Beschlagnahme
eines mit Brennholz beladenen Lastschiffs zugrunde, das, vom
Sturm abgetrieben, im Daülpferhafen Friedrichshafen Schutz
gesucht hatte . Die mit 90 Ster zollamtlich deklarierte Ladung
wies Lei der Untersuchung das doppelte Quantum auf, wes¬
halb das Holz der Beschlagnahme verfiel. Es wurde als dem
Staat verfallen erklärt und später an die Bevölkerung abgege¬ben.

Mannheim , 6. Dez. Einen neuen Schwindel hat ein Ber¬
liner Schauspieler hier ausgeführt . Er bestellte spät abends
telephonisch bei einem Metzgermeister 50 Pfund Rindfleisch,
einige Pfund Schweinefett und Wurst. Als Auftraggeber gab
er das Hotel „Pfälzer Hof" an . Er ersuchte, das Fleisch mit
der Rechnung sofort zu schicken. Der Schwindler wartete dann
auf den Ueberbringer des Fleisches in der Nähe der Metzgerei
und erklärte ihm, daß ihm das Fleisch übergeben werden könne,
der Metzgergehilfe solle in dem bereitstehenden Auto mit der
Rechnung zum Hotel fahren und sich dort das Geld geben las¬
sen. Der Metzgergehilfe händigte dem Schwindler das Fleisch
aus und erfuhr erst beim Pförtner des Hotels, daß er einem
Schwindler zum Opfer gefallen sei. Der Polizei gelang es
noch nachts, den Schwindler am Bahnhof festzunehmen. Das
Fleisch hatte er in der Neckarvorstadt verkauft.

Vermischtes
Die Vollbahn Leipzig-Magdeburg elektrisch. Am 19.

Dezember werden die Fahrleitungen der elektrischen Zugförde¬
rungsanlage auf dem Streckenabschnitt Dessau—Magdeburg
unter Spannung gesetzt werden. Damit ist die ganze Bahn
Leipzig-Magdeburg elektrisiert. Es handelt sich um die größte
elektrische Vollbahn Deutschlands.

Gehaltsnachzahlungen bei Zeiß-Jena . Die Firma Zeiß
in Jena macht bekannt, daß sie an ihre Angestellten und Ar¬
beiter für das abgelaufene Geschäftsjahr 50 Prozent Lohn- und
Gehaltsnachzahlung leisten wird.

Die ärgerniserregende Mäßigkettswoche. Daß die Pro¬
paganda zur Enthaltsamkeit von dem Dämonen Alkohol ein
vom polizeilichen Standpunkt aus bedenkliches Unterfangen ist,
hat die am Sonntag in Schöneberg begonnene Mäßigkeitswoche
bewiesen. Ein geplanter Propagandaumzug sowie eine Ver¬
sammlung auf dem Leuthenplatz wurde verboten, ein Führer
der Abstinenten verhaftet, dagegen wurden die Sturmtruppen
der Alkoholinteressenten, die die abstinenzlerischenPlakatträger
verprügelten, unbehelligt gelassen. — Eins , zwei, drei, g'fuffal

Handel und Verkehr.
Neuenbürg, 7. Dez. Dem Schweinemarkt waren zuge-

äihrt 12 Läuferschweine, verkauft 5 Stück, 3 Stück zu je 24 000
Mark, 1 Stück 23 000 Mark, 1 Stück 20 000 Mark . 10 Paar
Milchschweine, verkam: 6 Paar zum Preis van 28 000—19 000Mal.

Stuttgart , 7. Dez. Dem Donnerstagmqrkt am Vieh- und
Schlachthof waren zugeführt : 288 Ochsen, 35 Bullen , 300
Jungbullen , 296 Jungrinder , 545 Kühe, 638 Kälber, 851
Schweine, 3 Schafe. Verkauft wurde alles. Erlös aus je 1
Zentner Lebendgewicht: Ochsen 1. 25 500—28 000, 2. 18 000
bis 23 500, Bullen 1. 23 000—25 000, 2. 18 000—21 000, Jung¬
rinder 1. 26 000—28 500, 2. 22 000—25 000, 3. 18 000—21 000,
Kühe 1. 21 500—24 000, 2. 17 000—19 000, 3. 11000—14 500,
Kälber 1. 34 000—35 500, 2. 31 000—33 000, 3. 27 000—29 000,
Schweine 1. 50 000—52 500, 2. 43 000—49 000, 3. 32 000 bis
40 000 Mark . Verlauf des Marktes : mäßig belebt.

Schweinepreise, Der Ferkelmarkt in Wangen  i . A. war
mit 350 Stück befahren. Der Handel war lebhaft bei Preisen
von 9000—12 000, schwerere 15 000—18 000 Mark . — Dem
Schweinemarkt in Waldsee  wurden 116 Stück zugeführt,
wovon 110 verkauft wurden. Erlös Pro Paar 22 000—30 000
Mark . — Die Zufuhr auf den Markt in Weilderstadt
bestand aus 10 Körben mit 78 Milchschweinen. Bezahlt wurde
pro Paar 25 000 Mark.

Riedlingen, 5. Dez. (Schweinemarkt.) Zugeführt wurden
540 Milch- und 6 Läuferschweine. Ein Milchschwein kostete
9000—15 000 Mark, ein Läufer 18 000—25 000 Mark . Der
Handel war flau.

Ravensburg , 5. Dez. (Fruchtpreise.) Auf der Schranne
kostete Weizen 30 444—31 816 Mark (d. s. 2783,80 Mark mehr
als in der Vorwoche), Dinkel (Beesen) 23 700—26 000 (plus
3356,98) Mark, Roggen 25 532—26 500 (plus 1974) Mark,
Gerste 24 571—26 000 (plus 4287) Mark, Hafer (alt ) 24 027 bis
24 827 (plus 2366) Mark.

Mehlpreis . Die süddeutschen Mühlen haben Len Richt¬
preis für Weizenmehl um 1200 Mark auf 54 000 Mark pro
100 Kilogramm bei Waggonbezug ab Mühle erhöht.

Die durchschnittlichen Holzerlöse «ms den württ . Staats-
waldnngen im Monat November betrugen für Nadelholz¬
stammholz, Fichten und Tannen , bei einem Verkaufe von 13600
Fm . 330 Prozent und für Forchen und Lärchen (2400 Fm .)
224 Prozent der Landesgrundpreise. Beim ersten Verkauf im
November (Forstamt Freudenstadt) wurden nur 178 Prozent
beim letzten aber (Forstamt Wildbad)  461 Prozent erlöst.
Das Forstamt Steinwald erzielte am 2. November 169 Proz .,
das Forstamt Hofftest am 3. November für Tannen -Stamm-
holz 209 Prozent , für Forchen 198 Prozent ; das Forstamt
Obertal am 3. November für Fichten und Tannen 185 Proz .,
das Forstamt LangenbranL  am 15. November für 2150
Fm. Tannen 398 Prozent , das Forstamt Hirsau am 20. No¬
vember für 170 Fm . Fichten und Tannen 420 Prozent , für 91
Fm . Forchen 435 Prozent , das Forstamt Schönmünzach am
22. November für 1084 Fm . Fichten und Tannen 430 Prozent,
für 48 Fm . Forchen 409 Prozent , das Forstamt Calmbach
am 24. November für 1009 Fm . Fichten und Tannen 403
Prozent , das Forstamt Alpirsbach am 29. November für 402
Fm. Fichten und Tannen 410 Prozent , das Forstamt Wild¬
bad  am 30. November für 1450 Fm . Fichten und Tannen 461
Prozent . Für Nadelholzstangen wurde ein Erlös erzielt für
Baustangen 1a. Kl. 3901 Mark , 1b. Kl. 3294 Mark , 2. Kl.

2283 Mark, 3. Kl. 1380 Mark, Hagstangen 1. Kl. 1304
2. KI. 1157 Mark, 3. Kl. 875 Mark, Hopfenstangen 1 KI D
Mark, 2. Kl. 360 Mark, 3. Kl. 217 Mark, 4. Kl. 180 M >5. Kl. 99 Mark.

Neueste Nachrichten«
Augsburg , 8. Dez. Ein Kaufmann, der einen W.

giebigen Handel mit Brillanten und Gold ohne Ausfuhrbe¬
willigung nach Amerika betrieb, wurde zu 670000 Mar!
Umsatzsteuer, einer Gefängnisstrafe von sechs WochenM
einer Geldstrafe von 2500000 Mk. verurteilt. Ferner wuch
die Einziehung eines Wuchergewinns von 1500000 Maüverfügt.

Wiesvadeu , 8. Dez. Der französische Major, der
einiger Zeit hier den Ingenieur Cohn durch RevolverschH
so schwer verwundete, daß dieser noch an demselben Ta«)
starb, hat sich selbst der Staatsanwaltschaft gestellt. Voraus¬
sichtlich wird gegen ihn Anklage wegen Totschlags oder Kör-
Perverletzung mit tödlichem Ausgang erhoben werden.

Zweibrückeu, 7. Dez. In dem Prozeß gegen die wegen
Landfriedensbruchin der Villa Helfferich in Neustadt an-
geklagten Kommunisten wurde heute vormittagV-6 Uhr, nach¬
dem die Verhandlung den ganzen Tag gedauert hatte,
Urteil verkündet. Zwei der neun Angeklagten wurden der
Anklage gemäß für schuldig befunden und zu einem Ichbezw. 6 Monaten Gefängnis verurteilt. Die übrigen7 An¬
geklagten wurden freigesprochen. Die beiden Verurteilten
wurden sofort in Haft genommen.

Köln, 7. Dez. In Köln gehört nach Zeitungsberichten
ein Fünftel des Grundbesitzes Ausländern. Aus Echternach¬
brück wird der „Bodenreform" berichtet, daß das gesamte
angebaute Land in ausländischenHänden, ein Siedlungs-
Unternehmen daher zwecklos ist. „Der Ausländer verkauft
nichts, läßt noch nicht einmal ein Stückchen als PachtlM
ab." In Otterndorf an der Weser müssen Familien i»
ehemaligen Hühnerftällen wohnen; aber städtisches Land wird
an Ausländer verkauft— 15 Mark je Quadratmeter. Da¬
gegen hat im Freistaat Sachsen ein Bodensperrgesetz dm
Bodenwucher einen Riegel vorgeschoben; namentlich hat sich
dabei das Vorkaufsrecht der Gemeinden bewährt.

Aachen, 8. Dez Der belgische Polizeibeamte Schmitz
der einen deutschen Polizeibeamten getötet hat, ist zu einem
Jahr Gefängnis und 300 Franken Geldstrafe verurteilt worden.

Berlin , 7. Dez. Der Reichstagsausschuß für die Aus¬
schmückung des Reichstagsgebäudes hat u. a. beschlossen, das
Denkmal Kaiser Wilhelms l ., das jetzt im Kuppelraum der
Wandelhalle steht, an einen anderen würdigen Platz zu ver¬
setzen. Es ist in Aussicht genommen, entweder die sogenannte
Wallot-Halle, d. h. die Halle bei dem Portal 4, in der das
Standbild des Erbauers des Reichstagsgebäudes steht, oder
die Halle bei dem Portal 2, in der das Denkmal den Ab¬
schluß der Denkmäler der alten deutschen Kaiser bilden würde.
(Die deutsche Republik hat ja Geld genug für solche unnötige
Veränderungen. Schrift!.)

Berlin , 7. Dez. Die endgültige Fassung der deutschen
Antwort auf die Drohnote Poincares dürfte am Montag
veröffentlicht werden. — Der Rechtsausschußdes Reichstags
hat heute den § 6 des Entwurfs des Jugendgerichtsgesetzes
angenommen. In diesem Paragraphen wird der Grundsatz
ausgesprochen, daß von einer Bestrafung abzusehen ist. wenn
die Erziehungsmaßregelnausreichen. — Im sozialpolitischen
Ausschuß des Reichstags wurde eine Erhöhung der Sätze
für Familienhilfe und Wochensürsorge beschlossen. Dem
Reich entsteht dadurch eine Mehrausgabe von 3,5 Milliarden.
Die Zulagen in der Unfallversicherung wurden in der Weise
festgesetzt, daß die Versicherungsgrenze auf 1,2 Millionen
erhöht wird. Die Drittelung der Grenze erhöht sich auf
360000 Mark, das Sterbegeld auf 30 000 Mark. — Fm
die Zeit vom 13. bis einschließlich 19. Dezember beträgt das
Goldzollaufgeld 178900 v. H. — Der Dollar wurde am
Donnerstag an der Börsein Frankfurt 8029.90 G., 8070.10B.,
in Berlin 8079.95 G., 8120.25 Br. notiert.

Stralsund , 7. Dez. In der Nähe von Franzenshöhe
kürzte ein von der Stralsunder Luftfahrzeugfabrik hergestelltes,
mit vier Mann besetztes Flugzeug aus etwa 300 Meter
Höhe ins Meer.

Johannesburg , 7. Dez. 8 Arbeiter, die seinerzeit an
der Revolte im Randminengebiet teilgenommen haben und
wegen Mordes vor Gericht gestellt wurden, sind zum Todeverurteilt worden.

Die Sachlieferungen an die Alliierten.
Berlin , 7. Dez. Für 1922 waren von den Alliierten ge¬

fordert worden: für Frankreich 200 000 Telegraphenstangen,
Ar Belgien 1 700 000 Stück Hartholzschwellen, 41 700 Tele¬
graphenstangen, 6000 Kubikmeter Schnittholz, 140 000 Fest¬
meter Rundholz, für Italien : 242 000 Festmeter Schnittholz,
15 000 Festmeter Rundholz, 150 000 Telegraphenstangen, eine
Million Eichenschwellen, für England : 3700 Kubikmeter
Schnittholz, 1 000 000 Kiefernschwellen, 50 000 Telegraphen-
'tangen.

Deutschland war bereit zu liefern : an Belgien 840 OM
Hartholzschwellen, 210 000 Kiefernschwellen, die verlangten
Telegraphenstangen, das verlangte Rund - und Schnittholz, an
England eine Probelieferung von 10 000 Kubikmetern Schnitt¬
holz und 70 000 Schwellen, an Frankreich die geforderten Tele¬
graphenstangen, an Italien sämtliche verlangten Holzarten.
Dabei wurde betont. Laß wir mit Rücksicht auf die verspätete
Anforderung nicht in der Lage sein würden, die geforderten
Holzarten zur Zeit zu liefern. Es wurden von unserem An¬
gebot rund 50 Prozent geliefert. Von Berlin aus wird jetzt
in Paris versucht, den Lieferungstermin vom 31. Dezember
1922 auf den 31. März 1923 zu verlegen. Man hofft, bis da¬
hin Len größten Teil -des deutschen Angebots durchführen B
können. Ueber die Preise ist eine endgültige Einigung noch
nicht erzielt worden. Es wird angestrebt. Laß unsere Lieferun¬
gen auf Reparationskonto guigeschrieben werden. Für 1923
hat die Reparationskommission angefordert : 6,5 Millionen
Festmeter im ganzen. Deutschland glaubt technisch liefern M
können 1,44 Millionen Festmeter. Die Reparationskommissiou
hat ihre Forderung später auf 4,8 Millionen Festmeter herab¬
gesetzt. Die von uns angebvtenen 1,44 Millionen Festmeter
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Die Reparationskommission
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1 Arten 200 Milliarden Papiermark kosten, die geforderten 4,8
Mionen Festmeter 800 Milliarden Papiermark . Es kommt
Mzir, daß wir unseren eigenen Bedarf ganz und gar aus dem
«and decken müssen, also erheblich mehr schlagen müssen, als

Friedenszeiten, wo wir zu erträglichen Preisen Holz ein-
Mren konnten. Me natürliche Folge davon ist das Steigen
^ Inlandspreise.

Die Neuregelung der Einkommensteuer.
Berlin, 7. Dez. Der Steuerausschuß des Reichstags be¬

schloß in seiner heutigen Sitzung die
Einkommensteuersätze für 1923

wie folgt sestzusetzen:
für die ersten 3v» «ov Mark iv Prozent,
für die weiteren 300 ooo Mark 15 Prozent,
für die wetteren 400 ooo Mark 20 Prozent,

, für die wetteren 500 ooo Mark 25 Prozent,
für die weiteren 50o ooo Mark 80 Prozent,
für die weiteren 500 OOO Mark 35 Prozent,
für die weitere eine Million Mark 40 Prozent,
für die wettere eine Million Mark 45 Prozent,
für die weiteren 1 500 ooo Mark 50 Prozent,
für die weiteren 1 500 ooo Mark 55 Prozent,
für die wetteren Beträge 60 Prozent.

Außerdem wurden Sterbekassenbeiträge bis zu 2000 Mark
Md Lebensversicherungsbeiträgeund so weiter bis zu 16 OOO
Mark als abzugsfähig erklärt . Die Abzüge für Len Steuer¬
pflichtigen und dessen Ehefrau werden auf 340 Mark, bei Ein¬
kommen bis zu 300 000 Mark und für Kinder auf 610 Mark
hei Einkommen bis zu einer Million festgesetzt.

Ab 1. Januar 1923
gelten folgende Sätze:

für die ersten eine Million Mark 10 Prozent,
für die weiteren eine Million Mark 15 Prozent,
für die weiteren eine Million Mark 2o Prozent,
für die weiteren eine Million Mark 25 Prozent,
für die weiteren zwei Millionen Mark 30 Prozent,
für die weiteren zwei Millionen Mark 35 Prozent,
für die weiteren zwei Millionen Mark 40 Prozent,
für die weiteren zwei Millionen Mark 45 Prozent,
für die wetteren drei Millionen Mark 50 Prozent,
für die weiteren drei Millionen Mark 55 Prozent,
für die weiteren Beträge 60 Prozent.

Die Sterbekasseubeiträge bis zu 8000 Mark und die Le-
Msversicherungsbeiträgeusw. bis 48 000 Mark sind abzugs¬
fähig. Die Abzüge werden für den Steuerpflichtigen und seine
Ehefrau auf 2400 Mark bei einem Einkommen bis zu einer
Million Mark und für Kinder auf 2000 Mark bei einem Ein-
lmmen bis zu zwei Millionen Mark heraufgesetzt.

Der Besatzungswahnfimlam Rhein.
Berlin, 7. Dez. Im Reichstag wurde die Nachtragsbera-

tmig zum Reichshaushalt fortgesetzt. Beim Etat des Reichs¬
postministeriums bedachte der Kommunist Bartz den neuen

'Postminister mit einer Begrüßungsrede , in der es Pech und
Schwefel auf Herrn Giesberts Nachfolger regnete. Der neue
ReichspostministerStingl verzichtete auf eine Erwiderung und
er tat gut daran . Daß er sich gleich mit einer Tariferhöhung,
die übrigens schon fix und fertig vorlag, eingeführt hat, ist
ihm vom Publikum übel bedacht worden. Nun wird es sich
zeigen müssen, ob er noch wirksamere Mittel für die Sanie¬
rung der Reichspost in Bereitschaft hält als das sehr zweifel¬
hafte der Tarifschraube. Es heißt also zunächst sich gedulden,
bis erkennbar wird, wohin die von ihm angekündigten Re¬

formen führen.
Beim Haushalt des Reichsschatzministeriums entwarf -der

ZentrumsabgeordneteErsing ein wahrhaft aufreizendes Bild
von dem Schmarotzerleben der rheinischen Besatzungsbehörde.
Entrüstungsstürmefegten durch das Haus als der Berichter¬
statter auszählte, was alles von den Besatzungstruppen ange-
sordert worden ist, so z. B . allein an Leinwand Mengen, die
hinreichen würden, ein Band von London bis Neapel zu span¬
nen. Der Redner wies auf die Tausende von Damen hin, die
im besetzten Gebiet sind und ebenfalls auf unsere Kosten unter¬
halten werden müssen. Diesen schamlosen Luxusbedürfnissen
des Besatzungsheeres stellt Abg. Ersing Len wirksamen Ver¬
gleich zu dem unerhörten Elend der deutschen Bevölkerung, der
es am Notwendigsten mangelt . Elementarer Beifall begleitete
die Schlußforderung des Redners, diesem Wahnsinn am Rhein
em Ende zu machen. Die nächste Sitzung findet am Montag
statt.

Deutschlands Finanzelend.
Berlin, 7. Dez. Im Hauptausschuß des Reichstags führte

hei der Beratung des Nachtragsetats der allgemeinen Finanz¬
verwaltung Reichsfinanzminister Dr . Hermes u. a . aus , für
die allgemeine Reichsverwaltung müßten für den ordentlichen
Haushalt für 1922 an fortdauernden und einmaligen Ausga-

sbm rund 343 Milliarden Mark nachgefordert werden, wodurch
das Gesamterfordernis hierfür auf 442 Milliarden Mark steige.
3m Hauptetat für 1922 konnten die Einnahmen mit rund 115)4
Milliarden Mark eingestellt werden und die Ausgaben waren
mit rund 99 Milliarden Mark vorgesehen. Von den Einnah¬
men sollten auf die Steuern und Abgaben rund 108 Millionen
entfallen. Tatsächlich erbrachten sie bereits in den ersten drei
Monaten 48 Milliarden Mark . Diese Entwicklung beweist,
daß selbst Lei einem so ungünstigen Dollarstand, wie er damals
schon herrschte (etwa 300 Mark für 1 Dollar ), das deutsche
^öndget im allgemeinen hätte ins Gleichgewicht gebracht wer¬
den können, da die Ausgaben bei gleichbleibenden Verhält¬
nissen nicht in demselben Maße gewachsen wären wie die Ein¬
nahmen, konnte ferner damit gerechnet werden, daß von dem
Gesamtbetrag der zu erwartenden Einnahmen von etwa 200
Milliarden Mark etwa 30 Milliarden für Reparationen ver¬
fügbar gewesen wären. Unter Hinzurechnung eines Betrags
d»n 45 Milliarden Mark aus der Zwangsanleihe hätte dies
kmeu Betrag von 75 Milliarden Mark, ü. h. bei einem Dollar¬
land von 300 Mark einen Gegenwert von einer Milliarde
Goldmark für Reparationszwecke ergeben. Alle diese Erwar¬
tungen sind durch die Entwicklung des Markkurses vernichtet
Worden. Für Reparationszahlungen müssen 298 Milliarden
Mark in den Etat eingestellt werden, so daß zuzüglich des für
Hochleistungen erforderlichen Betrags 404,4 Milliarden Mark
Eingesetzt werden müssen. Das bedeutet 350 bis 360 Milliar¬
den Mark mehr als zur Erfüllung der in dem Londoner Ulti¬
matum festgesetzten Reparationsforderungen von 3 Milliarden

-Goldmark im Mai 1921 notwendig gewesen wären. Jnsge-
Mt müssen in den Haushalt zur Ausführung des Friedens-
krtrags 613)4 Milliarden gegen 210 Milliarden Mark in den

Hauptetat eingesetzt werden, darunter allein für die Kosten der
Besatzung 25 Milliarden Mark . Immerhin ist es gelungen,
das Gleichgewicht herzustellen, denn die Einnahmen .sind um
326 Milliarden höher eingesetzt als im Hauptetat , die Ausga¬
ben um 343 Milliarden . Die Notlage der Gemeinden erfordert
möglichst schnelle Abhilfe. Der Entwurf der Novelle zum
Landessteuergesetzmuß -deshalb mit größter Beschleunigung
verabschiedet werden. Die schwebende Schuld hat sich außer¬
ordentlich vermehrt und beläuft sich nach dem Stand vom 2.
9. 22 aus 880,9 Milliarden Mark . Für die ersten zehn Monate
des laufenden Jahres ist das Passivum der Handelsbilanz auf
IX Milliarden Goldmark berechnet worden. In erster Linie
ist es Pflicht Deutschlands, selbst alles zu tun , was zu einer
Stabilisierung der Mark führen kann. Weiter ist äußerste
Sparsamkeit im Verbrauch von Gütern und bei -der Gestaltung
der öffentlichen Ausgaben notwendig. Wir kommen aber nicht
ohne die Hilfe des Auslandes zu dem erstrebten Ziel . Und
diese Hilfe muß insbesondere darin bestehen. Las verloren ge¬
gangene Vertrauen auf Besserung der Verhältnisse wieder her¬
zustellen. Aus jeder eingehenden sachlichen Prüfung der ge¬
genwärtigen Lage Deutschlands ergibt sich eine Besserung un¬
serer Währung als Las grundlegende Problem . Die Reichs¬
regierung ist entschlossen, alle Kräfte des Landes einzusetzen, um
die erforderliche Mitwirkung Deutschlands an der Lösung die¬
ses Problems zu sichern. Nur eine -baldige endgültige Regelung
des Reparationsproblems kann zur wirklichen dauernden Ge¬
sundung der europäischen Wirtschaft führen. Aber die Reichs¬
regierung ist auch bereit, an einer vernünftigen, sachlich mög¬
lichen Zwischenlösung mitzuarbeiten, sofern auch hierbei ein
gerechter sachlicher Ausgleich zwischen den berechtigten Inter¬
essen aller beteiligten Länder als Grundlage dient.

In der Aussprache wies Abgeordneter Dr . Helfferich(DN .)
u. a . darauf hin , daß mehr als achtmal soviel als die gesamten
Ausgaben des Reichs für seine inneren Bedürfnisse betragen,
dem Deutschen Reich allein für die Besatzungskostenzur Last
geschrieben würden. Die einzige Grundlage , von der noch eine
Besserung der -deutschen und der europäischen Verhältnisse zu
erhoffen sei, sei die Wiederherstellung des Kredits und das
Wiedererlangen der Diskontfähigkeit der Unterschrift der -deut¬
schen Regierung . Deshalb dürfe Liese nichts unterschreiben,
was sie nach ihrer Ueberzeugung nicht voll und ganz leisten
könne. Gegen Zwischenlösungenunter Opfern würden sich
seine Freunde mit aller Kraft zur Wehr setzen. — Abg. Mül¬
ler-Franken (Soz .) betonte, die von rechts geforderte Produfti¬
onssteigerung sei heute deshalb skeptisch zu betrachten, weil die
Industrie vielfach schon zur Arbeitsstreckung habe übergehen
müssen. — Abg. Rießer (DVP .) ist der Ansicht, daß man nicht
auf eine Zwischenlösung hinausarbeiten dürfe. Deutschland
habe das Recht, die Herabsetzung der Reparationen nach seiner
Leistungsfähigkeit zu fordern ; es brauche nicht darum zu bit¬
ten. Auch müßten wir auf äußerste Beschränkung der Be¬
satzungskosten dringen. Eine unumgänglich notwendige Vor¬
bedingung für die Stabilisierung der Mark sei auch die Her¬
absetzung der Kohlenlieferungen und die Wiederherstellung der
Meistbegünstigung. — Abg. Gothein (Dem.) warnte ebenfalls
vor einer Zwischenlösung. Der europäischen Oeffentlichkeit und
besonders den Franzosen müsse immer wieder der ganze Wahn¬
sinn der Besatzungskosten vor Augen geführt werden. — Hier¬
auf wurde der Nachtragsetat der allgemeinen Finanzverwal¬
tung und des Reichswirtschaftsministeriums angenommen.
Beim Nachtragsetat des Reichsschatzministeriumswurden von
der Position zur Verstärkung der Betriebsmittel industrieller
Unternehmungen des Reichs 3 Milliarden Mark gestrichen.

Die Reichsregieruug für finanzielle Sühne?
Berlin, 8. Dez. Der „Vorwärts" will wissen. Laß das

Reichskabinett von der anfänglichen Absicht wegen der von der
Entente geforderten finanziellen Sühne für Paffau und Ingol¬
stadt ein internationales Schiedsgericht vorzuschlagen, abge¬
kommen sei und daß jetzt beabsichtigt fei, daß die Reichsregie¬
rung die von der Botschafterkonserenz geforderte finanzielle
Sühne übernimmt.

Zwei edle Seelen.
Paris , 7. Dez. Nach einer Havas -Meldung aus Washing¬

ton hat Clemenceau gestern Wilson einen Besuch abgestattet,
der eine Viertelstunde dauerte. Dem Havas -Vertreter er¬
klärte Clemenceau, er habe sich mit Wilson über die Vergan¬
genheit und die Gegenwart unterhalten und sie hätten auch
ihre Ansichten über die derzeitige Lage, ausgetauscht. Wilson
habe es anscheinend befriedigt, als er ihm von dem Beifall er¬
zählt habe, den seine (Clemenceaus) Reden gefunden hätten.
Er habe Wilson seine Bewunderung für dessen klaren Blick und
die Schärfe seines Urteils ausgesprochen. Wilson glaube im¬
mer noch aufrichtig an -den Völkerbund und an seine 14 Punkte.
Die Unterredung sei -die zweier Freunde gewesen, die sich lange
nicht gesehen hätten.

Me NachzchlWsWerungen
für den „Enztäler"

gehen heute in Form von Nachnahmen zuzügl. Einzugsspesen
hinaus. Wir können auf diese uns rechtlich zustehenden Be¬
träge nicht verzichten und wären bei Nichteinlösung zu unserem
Bedauern gezwungen, die fernere Lieferung des „Enztäler"
für Dezember einzustellen. Im Hinblick, auf die genügend
bekannte Notlage im Zeitungsgewerbe setzen wir bei den noch
mit der Zahlung im Rückstände befindlichen Postbeziehern
entsprechendes Verständnis voraus, wenn wir um güt. Ein¬
lösung dieser Nachnahme bitten.

Verlag „Der Enztäler " .

Württ . Laudesgrundpreise für Holz. Seit 1. November
gelten in Württemberg folgende Landesgrundpreise : Nadel¬
stammholz, Fichten und Tannen 1. 23 000 Mark, 2. 22 000
Mark, 3. 20 OOO Mark, 4. 18 OOO Mark, 5. 16 OOO Mark, 6.
14 OOO Mark, Forchen? und Lärchen-Langholz 1. 31 OOO Mark,
2. 26 OOO Mark, 3. 21 OOO Mark, 4. 18 OOO Mark, 5. 15 OOO
Mark, 6. 13 OOO Mark, Forchen- u. Lärchen-Sägholz 1. 33 OOO
Mark, 2. 26 OOO Mark, 3. 18 OOO Mark ; Laubstammholz: Ei¬
chen1. 45 OOO Mark, 2. 35 OOO Mark, 3. 26 OOO Mark, 4. 20 OOO
Mark, 5. 16 000 Mark, 6. 13 000 Mark ; Buchen 1. 24 000
Mark, 2. 22 000 Mark, 3. 19 000 Mark, 4. 15 000 Mark , 5.
12 OOO Mark, 6. 9000 Mark, je das Festmeter. Allerdings sind
die Erlöse mit 450—500 Prozent der Laudesgrundpreise an
der Tagesordnung.

Sprechsaal.
(Für die unter dieser Rubrik enthaltenen Eingesandt übernimmt

die Schriftleitung nur die preßgesetzliche Verantwortung.)
Aus dem Leserkreis erhalten wir nachstehende Zuschrift

mit dem Ersuchen um Aufnahme:
Konflikt zwischen Krankenkassen, Zahnärzten und Dentisten.

Wie in der Presse schon mitgeteilt, wurde der vertragslose
Zustand zwischen den Württ . Krankenkassen einerseits, den
Zahnärzten und Dentisten andererseits, dadurch hervorgerufen,
daß die Kassen den von dem unparteiischen Vorsitzenden gefäll¬
ten Schiedsspruch ablehnten. Wenn also heute der vertraglose
Zustand besteht, so trägt einzig und allein die Schuld daran
die Arbeitsgemeinschaft der württembergischen Krankenkassen¬
verbände. Zahnärzte und Dentisten beugten sich dem Schieds¬
spruch, obwohl er nur das Minimum Lessen bot, was ihre Exi¬
stenzmöglichkeit forderte. Während z. B . in der Vorkriegszeit
eine Zahnextrattion mit 60 Pfg . bis 1 Mark bezahlt wurde, ge¬
währte der Schiedsspruch für das 3. Vierteljahr 25,50 Mark,
also durchschnittlich Las 32fache. Das Angebot der Kranken¬
kassen war hierfür nur 18 Mark ; also durchschnittlich das 22-
fache. Dies zu einer Zeit, in welcher der Reichsteuerungsindex
(sogar ohne Bekleidung) schon auf das rund 80fache gestiegen
war . Beamte in ähnlicher Stellung erhielten in dieser Zeit
rund das 81fache ihres Friedensgehalts . Dabei ist zu berück¬
sichtigen, daß Zahnärzte und Dentisten mit enorm gesteigerten
Unkosten für Materialien usw. zu rechnen haben, die sich nicht
entsprechend dem Reichsteuerungsindex, sondern in den wich¬
tigsten Punkten entsprechend dem Jndustrieindex bzw. dem
Dollarkurs erhöht haben. Die Berechtigung der Forderungen
der Zahnärzte und Dentisten dürsten hiermit jedem rechtlich
Denkenden billig erscheinen.

MWLWU -IIIIIIW1U
In Ergänzung der im „Enztäler" Nr. 223 veröffent¬

lichten Bekanntmachung vom 22. September 1922 erhalten
die Gemeindebehörden hiemit die Weisung, die Katasternach¬
weisungen zur Landwirtschaftskammsrumlage für das Rech¬
nungsjahr 1922 unter Zugrundelegung eines Zuschlags von
900 Prozent zum Grundkataster und eines solchen von 1200
Prozent zum Waldkataster aufzustellen(vergl. Art. II, Z. 2,
Abs. 1 des Gesetzes vom 22. 8. 22, Reg.-Bl . S . 345).

Die Steuerkapitale sind möglichst nach dem Stand vom
1. Januar 1922 vorzutragen(vgl. 8 4 Abs. 1 der Min.-Verf.
vom 4. 11. 1920, Reg.-Bl . S . 530).

Die bisher vorgelegten Nachweisungensamt Befreiungs¬
verzeichnissen gehen den einzelnen Gemeinden bezw. deren
Verwaltungsaktuaren zur Ergänzung in den nächsten Tagen zu.

Der Vorlage der Katasternachweisungen samt Anlagen
wird bis spätestens 10. Januar 1923 entgegengesehen.

Neuenbürg , den 5. Dezember 1922. Oberamt:
Wagner.

Gemeinde Bieselsberg.

Stammholz-
Derkauf.

Die hiesige Gemeinde bringt aus ihrem Gemeindewald
Distr. II, Abt. Hopf und Abt. Mähder zum Verkauf:
»4 St.Ta., z. disK.Klasse, insgesamtz«Fm.,
m St. Fa., r. dis«.Klaffe, iasgesamt is Sm.

Als Bedingungen gelten die staatlichen Holzverkaufsbe¬
dingungen.

Schriftliche Angebote auf die einzelnen Lose, in Pro¬
zenten der neuen Landesgrundpreise vom 1. November 1922
ausgedrückt, sind mit entsprechender Aufschrift bis spätestens

Montag , den 11 . Dezember 1922 , nachm. 4 Uhr,
beim Schultheißenamt einzureichen, wo um diese Zeit die
Oeffnung der Angebote erfolgt.

Nähere Auskunft und Losverzeichnisse erteilt Wald¬
meister Burkhardt.

Neuenbürg.

Weihnachts -Mtte.
Es ist beabsichtigt, in bisheriger Weise den zahlreichen

Patienten im Bezirkskrankenhause eine Freude zu bereiten
durch Veranstaltnng eines Weihnachtsabends mit Gabenver-
leilung. Freunde und Gönner der Sache werden um milde
Gaben gebeten, zu deren Annahme bereit sind: die Kranken¬
schwestern und Oberamtspfleger Kübler.

SUMthtt-ZmilBllllW
sSr de«NerlMisbezirk ReneMrg.

Infolge ganz enormer Steigerung unserer Rohmaterialien
und der Lebensmittel sind für nachstehende Arbeiten folgende
Mindestpreise festgesetzt:
Herrenstiefel, Sohlen und Flecken 4500 c-6
Damenstiefel , Sohlen und Flecken
Mädchen- und Knabenstiefel Nr . i

3500 „
36/39 werden wie

Damenstiefel berechnet,
Nr . 31 —36 , Sohlen und Flecken 2700
Nr . 27- 30 , „ 2300 „
Nr . 20 - 26 , „ 1900 „
Herrenstiefel, Flecken 1l00 „
Damenstiefel , Flecken 800 - 850 „

Die preiskommiMon.



Neuenbürg , 6. Dezember 1922.

Mit dem gestrigen Tage sind die Kandidaten für die
diesmalige Gemeinderatswahlzur Kenntnis der Wählerschaft
gelangt.

Lek MhlvMlll!!kr Urzell.Vemoizililz,
hervorgegangen aus wiederholten Beratungen der bürgerlichen
Parteien und wirtschaftlichen Vereinigungen, vereinigt in sich
Gewerbetreibendeund Handwerker, Kaufleute, Angestellte
und Beamte, also so ziemlich alle Erwerbs- und Berufs¬
stände. Damit ist die Gewähr gegeben, daß nicht einer
einseitigen Interessengruppe eine Bevorzugung eingeräumt
werden kann.

Als ein erfreuliches Zeichen darf es genannt werden,
daß zum ersten Male dem Wahlzettel der Vereinigten Ar¬
beiterschaft eine geschloffene Reihe der bürgerlichen Par¬
teien und des Handels - und GewerVestandes gegenüber
steht; der Wählerschaft ist dadurch Gelegenheit geboren, den
Interessen der Stadt und ihrer Bewohner Geltung zu ver¬
schaffen. Jegliche Parteipolitik soll auf dem Rathaus
unterbleiben.

Es ist eine unumstößliche Tatsache, daß an den öffeut-
lichen Abgaben die bürgerlichen Erwervsstande am
stärkste« beteiligt fi»d; in ihrem ureigensten Interesse
liegt es daher, unseren Wahlvorschlag zu unle »stützen.

Die bisherige Zusammensetzung des Gemeinderats
seit 1919 — 8 Vertreter der bürgerlichen Parteien,
8 Vertreter der Arbeiterschaft — hat verschiedentlich in
der Behandlung wirtschaftlich wichtiger Fragen ungute
Folgen gezeitigt . Diesem unerträglichen Zustand
ein Ende z« machen derart , daß die Vertreter der
bürgerlichen Parteien und Berufsstände eine
Stärkung gegenüber bisher erfahren » mutz deshalb
unser ernsthaftes Bestreben fein.

Bei Dielen ist angesichts der Ereignisse der
letzten 4 Jahre eine Wandlung ihrer Anschauungen
vor sich gegangen ; es hat sich gezeigt , datz das,
was mancher von der neuen Zeit nach dem Zu¬
sammenbruch erhoffte , sich nicht nur nicht erfüllte,
datz sich vielmehr die allgemeine Lage mehr und
mehr verschärfte und verschlechterte . Die Schwere
der Zeit legt es jedem nahe, der es mit unserer Stadt und
deren Zukunft aufrichtig meint, ernstlich zu prüfen, welchen
Wahlvorschlag er unterstützen soll. Inhaltsschwere Aufgaben,
die zu lösen sind, werden in den kommenden Jahren auf
tauchen, darum ist es unerläßliche Pflicht jedes Wahl¬
berechtigten, seine Stimme in die Wagschale zu legen.

Wähltest ist Wahlpflicht.
Die Zusammensetzung des Wahloorschlags der

Bürgerlichen Bereinigung entspricht den weit¬
gehendsten Ansprüchen . Glauben jedoch einzelne Wähler,
einem der Kandidaten einen größeren Vorzug vor dem
anderen geben zu sollen, so kann dies durch sog. Kumulieren
geschehen, d. h. es können auf einen Kandidaten bis zu
3 Stimmen vereinigt werden, doch müssen in diesem Falle
so viele Namen gestrichen werden, daß die Gesamtsumme
immer wieder höchstens8 ergibt. Auf keinen Fall aber
sollte panasch'ert. d. h. von den anderen Wahlzetteln
Namen aus unseren Wahlzelle ! herübergenommen werden,
weil dadurch eine Zersplitterung und Schwächung des
Ergebnisses der Bürgerlichen Vereinigung eintritt.

emNach dem Ergebnis der Abstimmung werden die Ge¬
schicke der Stadt und ihrer Bewohner sich in den kommenden
Jahren gestalten. Sage keiner, auf meine Stimme kommt
es nicht an, nein, gerade auf die Stimme jedes Einzelnen
kommt es an ; eine Stimme kann entscheidend wirken.

Wir richten deshalb an die gesamte Wählerschaft,
insonderheit an die Angehörigen der bürgerlichen Parteien,
an die Angehörigen des Handels- und Gewerbestandes, sowie
an all jene, denen eine gedeihliche Weiterentwicklung Neuen
bürgs am Herzen liegt, die Wert auf Ordnung und
Autorität auch auf dem Rathaus legen , die dringende
Mahnung:
Bleibt am Wahltag nicht zu Hause, macht
von Eurem Wahlrecht unbedingt Gebrauch,
gebt Eure Stimme ab auf den Wahlvorfchlag
derjenigen Bereinigung , die eintritt in erster
Linie für Wahrung der Interessen Neuen¬
bürgs und feiner Bewohner ohne Ansehen
der Person , die eintritt für Ordnung und

Recht,
vereinigt Eure Stimmen restlos auf den Wahlvorschlag derMinliche«BmiiiMi.

Zu Gkmi»dn»l§i»M!
Von gewissen Kreisen werden, wie schon früher, Um¬

triebe gegen Beamtenkandidaturengemacht. Alle Beamten,
werden gebeten, hierauf am Wahltage die einzig richtige Ant¬
wort zu geben.

Neuenbürg.
Nächsten Sonntag , abends 8 Uhr, findet im Gemeinde¬

haus die

Weihnachtsfeier des MWeaband;
statt. Jedermann ist herzlich eingeladen.

Hauptprobe für Kinder Sonntag V-S Uhr.

Oberamtsstadt Neuenbürg.
Am Donnerstag , den 14.

Dezember d. IS . und an den
folgenden Tagen findet hier die

statt, verbunden mit ärztlicher
Untersuchung hinsichtlich Ge¬
sundheitspflege.

Stadtschultheiß Knödel.

Besteingeführtes Geschäft
sucht für sofort etwa

1
auch mehr oder weniger, für
kurze Frist. Mehrfache Waren¬
sicherheit und Gebäudesicherheit
vorhanden. Hohe Zinsen und
Provision.

Gefl. Angebote unter 6 LI
23 an die Enztäler-Geschäfts¬
stelle erbeten.

Wir suchen zum sofortigen
Eintritt, einen ledigen, zuver¬
lässigen

IMM
der im Langholzführen be¬
wandert ist, bei freier Wohnung
und Verpflegung.
Karl Serrfer, KG,

Sägewerk,
Herreualb , Wrttbg.

Schwann.
Eine ältere, 24 Wochen

trächtige

Ritz-Uli!»
Fchklih
hat zu verkaufen

Frau Hermann Bürkle,
Witwe.

Grobe Mmhl
m

ferner

UMizes
KkWhMr
MikrkkW

" " -WM
MM Samstag. s. Ser., MM S ULr,

bei Keck zur „ Eintracht"

große öffentliche
5 ählerversammlung.
Bericht unserer Vertreter über ihre Tätigkeit

dem Rathaus.
Zur freien Aussprache ladet ein

die Vereinigte Arbeiterschaft,
Mt Rücksicht auf die Festlichkeit des Fußballverelaj

wird dringend gebeten, pünktlich zu erscheinen.

Aezirkswohllätigkeitsverein,
Vorstands Sitzung

am Montag , 11. Dez., nachm. 2 Uhr, im „Bären " hier,
Tagesordnung:

1. KepplerstiftungI. 2. Ehrung weiblicher Dienstbote»,
3. Gesuche. 4. Sammlung „Heimatnot".

Neuenbürg , den 7. Dezember 1922.
Dekan Dr . Meg erlin.

Krein Nrttknib.KörMschasts-Bmtn
Bezirk Neuenbürg.

Die auf Samstag , den 9. üs . Mts . nach Höfe»
lbestellte

Versammlung
findet eist am

Samstag , den 16. - s . Mts.
in Höfen statt.

Bernbach Po >l Herrenalv.

Zugelaufen
ist mir ein junger Haldhuub,
Farbe schwarzbraun; derselbe
kann gegen Einrückungsgebühr
und Futtergeld innerhalb 3
Tagen abgeholt werden bei

Wilhelm Kult b. Löwen.
Feldrennach.

Eine schöne junge

hat zu verkaufen
Gotllieb Allion , Witwe.

O/s
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VezugSpreiS:
^a 'lich 'U N °uevbi,
"jgg . Durch die Pr
ll Ms - und Odcrairu,
^lehr, sowie >m sonstige
Mdischen Verl ehr 4l
^ mit Postdestellgeld.

,, Fällen von höherer G
^ , besteht kein Anspru
M Lieferung der Zeitur

aus Rückerstattungdl
Bezugspreises.

Wellungen nehmen al
Mellen, in Neuenbü

die Austräg„ßerdem
jederzeit entgegen.

yirolonto Nr . 24 bei d
OI,.Sparkasse Ncuenbür

^ 28 S.

Am Samstag , den S. Dezember 1922
hält der Aatzballverein Neuenbürg e. B.
seine diesjährige

Weihnachts-Zsier
verbunden mit musikalischen und theatralischen
Borsiihrnugen, sowie einer Gabenverlosung

im Gattvar se z. „ Bären " ab.
Saald 'ffuung 7 Uhr. Anfang pr 8 ziS 8 Uhr.
Eintritt für Nichtmitglieder 100.—. Es ist

Mitgliedern gestattet, gegen die Hälfte der Eintrills¬
gebühr eine Person einzuführen.

Der klusichutz.
Etwa uns noch zugedachte Gaben zur Gaben¬

verlosung werden vom ersten Vorsitzenden und vom
Kassier bis Freitag abend dankend entgegengenommen.

Pfinzweiler , den 7. Dezember 1922.

OLkNKSAAUNA.
Allen, die unser liebes

Rikß
zu ihrer letzten Ruhestätte begleiteten, sie während
ihrer Krankheit besuchten und erfreuten, sowie für
die vielen Kranzspenden, besonders denen, die ihrer
dabei am Grabe mit lieben Worten gedachten, dem
Leichenchor für den schönen Gesang unter Leirung
des Herrn Scheuenstuhl  sagen wir innigen Dank.

Henkels putz- und Scheuerpulver,
für Haushalt, Gewerbe und Industrie

unvntdskrttek.
Attetntg»Hersteller,

« » ««r « c» ,

Neuenbürg.
Habe im Auftrag ein

MMOTerme
(echt Porzellan) zu -verkaufe»-

Luise Metzrl

Politisch
Die Lage des Rei

derart zugespitzt, -daß
sorlegen muß, ob es
Mel als geschlossen!
M ist mit dürren Wl
irr her neuen Regierur
!ckn sich als bitteresl
z» spät eingeschränkter
Kabinett ist, das scheir
gebildet worden. In s
M dem man eine zei
tjgen Erwägungen der
Erreichbarkeit der Din
A der Ministerpräsid
Ur von Gendarmen st
ßens den Gerichtsvollz
beinahe nebensächlich.
Mosen, die wir ja scl
des Krieges aus ihrer
Etliche Meinung kem
Massen konnten, uns
bürgerlichen oder sozn
Ministerium Loucheur
Kabinett der Besinnur
im Europa Dienliche,
war wieder einmal eitl
sicht, Len deutschen Mi
den furchtbaren wirtsc
trage. Und der Zweck
Grabe zum andern Pf
gebnis ist eine Apathu
lauf eines Selbstmörd
nur noch mit der Enei
wir heute ganz abgese
in Lausanne um die »
Orients, die schonnng

edie Ministerkonferenz
Konferenz von Brüsse
letzten Reden Poincar
Pariser Presse nüchter
der einst beliebten Hc
liiik nichts als Drohn
Deutschland bedeuten.
Wohl mit Lemerkensv
in Berlin alles das g
überhaupt noch zu sag
so finster, daß nur est
die Macht der vielgep
lm Bölkergedankensk

Man betrachte do
Deutschlands, die innc
lurs seither wesentlich
Preise für die wichtix
Aufrechterhaltungder
sich gebracht hat. Ul
nicht zu Len bevorzug
gehört, die kraft eines
Monopols Trustpreise
nächste Zukunft Lenkt,

lMen Zusammenbruc
Wgresfen: die Zeitun
wieder das Wort erg
bierpreis von 445 M
ist mehr als das 200-

. Usch schon schwirren
siir Januar wissenw
Schweren Herzens sie
diese wahnwitzige Las
tttialpreise und die i

' Leserschaft aufbürden
' die Reichsregierungn

namentlich aber der
»ur noch ein Scheins
bersagen, so bleibt ur
denkende Bürgerschaf
dings ein Vermittlun
sal gestalten, und uni
reu können. Und do
tvirkung an unserer
nicht gleichgültig beif
»alt, vor-den nnausl
soweit zu unterrichte

'Mder Wahlurne tre
ihn, koste sie was sie

Mag der deutsck
ts»rworfen werden, m
tionen schreiten oder
llen beschränken. Den
d»w guten oder böse
davon ab, daß wir ei
Een Schwindel des
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